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Textliche Festsetzungen

TexTTIcne FESTSETZUNGEN

ln Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes textlich festgesetzt

A PlnruurucsnEcHrLrcHE FESTSETZUNGEN GEMAß S 9 BAUGB r.V. rvlrr SS 1 els 23 BnuNVO

1 Art der baulichen Nutzung (S g Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 SO = Sonstiges Sondergebiet (g 11 BauNVO)
Hinweis: Zur Unterscheidung von Gebieten gleicher Nutzung jedoch mit unterschiedli-
chen Festsetzungen werden die Sonderbauflächen in der Planzeichnung und im Text
a/s SO1, SO2 und SO3 bezeichnet. Wird auf diese Differenzierung nicht explizit hinge-
wiesen, gelten die Fesfsef zungen für alle Bereiche.

Gemäß $ 11 Abs. 2 BauNVO werden die Zweckbestimmung und die Art der Nutzung
wie folgt festgesetzt:

1.1.1 Das SO (SOl, SO2 und SO3) erhält die Zweckbestimmung
.,, Hochsch u le + National park + wasserstoffgebu ndenes Mobi litätszentrum".

1.1.2 lnnerhalb der Sonstigen Sondergebiete SO1, SO2 und SO3 sind zulässig:
. Hochschuleinrichtungeneinschließlichzugehöriger

Einrichtungen für Forschung und Lehre (wie z.B. Labore, Hörsäle und Semi-
narräume, Büro- und Veruvaltungsbereiche, Bibliotheken),

- Ausstellungs-, Tagungs-, Seminar- und Versammlungsräume,
gastronomischer Einrichtungen.

. Forschungs-undEntwicklungseinrichtungenderHochschule,

' forschungs-, entwicklungs- und technologieorientierte sowie auf Kooperation mit
der Fachhochschule Umwelt-Campus Birkenfeld zielende Betriebe,

. Ausgliederungen und Ausgründungen aus der Hochschule,

' sonstige hochschulaffine Betriebe sowie nicht-störende gewerbliche Nutzungen
im Sinne der Entwicklung des Hochschulstandorts und nicht-störende gewerbli-
che Ansiedlungen, die aus Existenzgründungen der Hochschule entstanden
sind einschließlich zugehöriger Nebenanlagen,

. nicht-störende Lagerflächen und Lagergebäude für hochschulaffine Nutzungen.

Einrichtungen zur Umsetzung einer Nationalparkverwaltung einschließlich zu-
gehöriger

Büro- und Verwaltungsbereiche

- Ausstellungs-, Tagungs-, Seminar- und Versammlungsräume,
nicht-störender Lagerflächen und Lagergebäude.

Sonstige nationalparkaffine Betriebe sowie nicht-störende gewerbliche Nutzun-
gen, die vorrangig mit dem Nationalpark in Verbindung stehen (wie. z.B. Beher-
bergungsbetriebe, Fahrradverleih / -verkauf, gastronomische Einrichtungen)
einschließlich zugehöriger Nebenanlagen.

lm Übrigen sind im Sonstigen Sondergebiet allgemein zulässig
Büro- und Venvaltungsgebäude,

Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung,

I
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1.1.3

Räume und Gebäude für freie Berufe,

Parkplätze und Parkhäuser sowie die Errichtung von Ladesäulen zur Förde-
rung der E-Mobilität,

- Anlagen für sportliche Zwecke sowie

die Errichtung von Verkehrsflächen sowie zugehörigen Erschließungsanla-
gen zur Herstellung einer plangebietsinternen Privaterschließung,

die Anlage von flachen, naturnah gestalteten und begrünten Mulden zur
Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser.

lnnerhalb der Sonstigen Sondergebiete SO2 sind neben den vorab aufgeführten Nut-
zungen erqänzend zulässig:
. in direktem Zusammenhang mit der Hochschule stehende Wohnheime und Ge-

bäude mit Wohnungen für Studenten und Lehrkörper sowie für Aufsichts- und

Bereitschaftspersonen.

lnnerhalb der Sonstigen Sondergebiete SO2 und SO3 sind neben den vorab aufge-
führten Nutzungen auch Einrichtungen zur Umsetzung eines wasserstoffgebunde-
nen Mobilitätszentrums einschließlich zugehöriger

- Anlagen zur Produktion und Speicherung von Wasserstoff sowie die zum Be-

trieb erforderlichen Nebenanlagen und technische lnfrastruktur,

eine Trafostation zur Versorgung des wasserstoffgebundenen Mobilitätszent-
rums,

E i n richtu n g en zur Fa h rze u gversorg u n g m it Wasse rstoff (Wasserstofft an k-

stelle),

Stellplätze und Nebenanlagen (Fahrzeug- und Fahrzeugwartungshalle) für
Fahrzeuge auf Wasserstoffbasis sowie

zugehörige Anlagen zum lmmissionsschutzz.Jm Schutz der in direktem Zu-
sammenhang mit der Hochschule stehende Wohnheime und Gebäude mit

Wohnungen für Studenten und Lehrkörper sowie für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen

zulässig.

Fremdwerbung als eigenständige gewerbliche Anlage ist im Sonstigen Sondergebiet
nicht zulässig.

Die in 1 .1 .1 bis 1.1 .4 aufgefühften Nutzungen sowie baulichen und sonstigen Anlagen
sind im Einzelfall unzulässig, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbe-
stimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen. Sie sind auch unzulässig,
wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, die nach der Ei-
genart des Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar
sind, oder wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt werden.

) ti.q

)

1.1.5

1.1.6
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Maß der baulichen Nutzung ($ I Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung von
Grundflächenzahl ($ 16 und $ 19 BauNVO) und Geschossflächenzahl ($ 16 und $ 20
BauNVO) sowie durch die Festlegung der Anzahl der Vollgeschosse (S 16 und $ 20
BauNVO) und der Höhe der baulichen Anlagen ($ 16 und g 18 BauNVO).

Grundflächenzahl (GRZ) ($ 16 und $ 19 BauNVO)
Für die Bereiche SOl, SO2 und SO3 wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 fest-
gesetzt.

Geschossflächenzahl (GFZ) und Geschossfläche (g 16 und g 20 BauNVO)
Für den Bereich SOI wird eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,2 festgesetzt.
Für die Bereiche SO2 und SO3 wird eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,8 fest
gesetzt.

Zahl der Vollgeschosse ($ 16 und $ 20 BauNVO)
Die Zahl der Vollgeschosse wird in dem Sonstige Sondergebiet SOf mit zwei (Z=ll)
als Höchstmaß festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird in den Sonstigen Sondergebieten SO2 und SO3 mit
drei (Z=lll) als Höchstmaß festgesetzt.

Höhe baulicher Anlagen ($ 16 und $ 18 BauNVO)
Begriffsbestimmungen
. Als Bezugshöhe für die nachfolgend getroffenen Festsetzungen zur maximalen

Gebäudehöhe wird das Normalhöhennull (NHN) des Deutschen Haupthöhennet-
zes (DHHN) bestimmt.

Die für die einzelnen überbaubaren Bereiche gültige Bezugshöhe kann der Plan-
zeichnung entnommen werden.

. Die nachfolgend festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (Ghmax.) werden defi-
niert als Maß zwischen dem Bezugshöhe und dem höchsten Punkt der Dachkon-
struktion (bei Flachdächern incl. Attika).

Für den Bereich des SOI beträgt die zulässige max. Gebäudehöhe für Gebäude:
mit Satteldächern: 10,00 m über Bezugshöhe,

mit Pultdächern: 8,00 m über Bezugshöhe,

mit Flachdächern: 8,00 m über Bezugshöhe.

Für den Bereich des SO2 und SO3 beträgt die zulässige max. Gebäudehöhe für Ge-
bäude:

mit Satteldächern: 12,50 m über Bezugshöhe,

mit Pultdächern: 10,50 m über Bezugshöhe,

mit Flachdächern: 10,50 m über Bezugshöhe.

Ausnahmsweise können in den Bereichen SO2 und SO3 sonstige baulichen Anlagen,
technische Aufbauten oder Schornsteine eine maximale Höhe von 12,00 m über Be-
zugshöhe aufweisen, soweit diese den zulässigen Nutzungen der Gebiete dienen.

2

2.1

2.1.1

2.2

2.2.1

2.2.2

2.3

2.3.1

2.3.2

2.4

2.4.1

2.4 2

2.4.3

2.4.4

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung I Kaiserslautern Seite 4 von 24



Orts gemei nde Hoppstädten-Weiers bac h

Satzungsfassung
Bebauungsplan,,UCB Südwest"

Textliche Festsetzungen

3 Bauweise sowae überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(S 9 Abs. 1 Nr.2 i.V.m. SS 12, 14,22 und 23 BauNVO)

Bauweise

lm Plangebiet wird die Bauweise gemäß $ 22 Abs. 2 BauNVO als offene Bauweise
festgesetzt.

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Plan-
zeichnung durch Baugrenzen im Sinne von g 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt.
Soweit im vorliegenden Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist, können gem.

$ 23 Abs. 5 BauNVO auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebenanlagen
i.S.d. S 14 BauNVO zugelassen werden. Nebenanlagen in Form von Gebäuden sind
jedoch nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.
Abweichend von vorgenannten sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen allgemein zulässig:

' Nebenanlagen zur Versorgung des Gebiets mit Elektrizität, Gas, Wärme und
Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser (Schmutz- und Oberflächenwasser)
und zur Vorhaltung von Löschwasser, auch soweit für sie im Bebauungsplan
keine besonderen Flächen festgesetzt sind,

. ErrichtungvonFahrradabstellanlagen,

' Standorte und Einhausungen von Müllbehältern / Müllcontainern,
. Anlagen für Erneuerbare Energien,
. die Errichtung von Ladesäulen zur Förderung der E-Mobilität.

Anlagen für Erneuerbare Energien, insbesondere die Überstellung von Stellplatzan-
lagen durch PV-Module (,,Solar-Carports") sind ebenfalls auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche zulässig.
Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Darüber
hinaus ist vor Garagen ist ein Stauraum von mindestens 5,00 m Tiefe zur öffentlichen
Straßenverkehrsfläche hin freizuhalten.

Stellplätze sind sowohl innerhalb, als auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig.

Verkehrsflächen ($ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
siehe Planzeichnung

Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
($ 9 Abs. f Nr. 14 BauGB)
siehe Planzeichnung

3.1

3.1.1

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.2.4

4

5
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6

6.1.1

Private Grünflächen (S I Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Die private Grünfläche erhält die Zweckbestimmung ,,Parkanlage".
lnnerhalb der Fläche ist die Anlage eines Fuß-/Radwegs und nach Bedarf von Sitz-
möglichkeiten etc. grundsätzlich zulässig. Ebenfalls gestattet ist die Führung unterir-
discher Leitungen sowie die Errichtung von Anlagen, die der Ableitung von Abwasser
dienen, zulässig.

Hinweis: Weitere ergänzende Regelungen siehe auch Punkt 8.2.6.

Flächen für Wald (S 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)
siehe Planzeichnung

8 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft i.V.m. Festsetzungen für den Erhalt und das Anpflan-
zen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(S 9 Abs.l Nr. 20 BauGB i.V.m. g 9 Abs. f Nr. 25a und b BauGB)

8.1 AllgemeineSchutz-und Begrünungsmaßnahmen
Hinweis: Begrenzung der Rodungszeiten :
Die notwendigen Gehölzrodungen sind außerhalb der Vegetationsperiode, d.h. nicht
zwischen dem 1. März und dem 30. September durchzuführen. In begründeten Fällen
srnd rnsbesondere außerhalb der Hauptbrutzeit der Vögel (d.h. in der Zeit von 1. Män
bis 15. März bzw. von 15. August bis 30. September) Ausnahmen möglich, soweft sr'-

chergestellt rsf, dass keine noch genutzten Niststätten zerstötI oder sonstige arten-
sch utzrechtl ich e Ve rbote ve rletzt we rd e n.

8.1.1 Begrünung der Stellplätze

lm Plangebiet ist je sechs Stellplätze für PKW, außerhalb von Gebäuden, in direkter
Zuordnung zu diesen Stellplätzen ein Laubbaum-Hochstamm zu pflanzen. Die Pflan-
zung hat mit Herstellung der Stellplätze zu erfolgen und ist mit Ersatzverpflichtung
dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind bei Bedarf gegen Anfahren zu schützen.
Alternativ kann statt der Baumpflanzungen eine Überdachung der Stellplätze mittels
PV-Anlagen bei gleichzeitiger Begrünung der Überdachung realisiert werden.

8.1.2 Dach- / Fassadenbegrünung

Flachdächer und flachgeneigte Dächer (bis ca. 8 Grad Neigung) sind zu begrünen.
Ungegliederte, fensterlose Fassadenabschnitte ab einer Größe von 100 m2 sind dau-
erhaft mit Rank- oder Kletterpflanzen zu begrünen. An den betreffenden Wandflächen
ist mindestens alle 4,00 m eine Pflanze zu setzen.

8.1.3 Begrünung der Mulden-Rigolen-Systeme zur Ableitung des Niederschlagswassers
Die Mulden sind durch eine Gras-/ Krauteinsaal zu begrünen. Soweit Maßnahmen
zum Erosionsschutz, z.B. an Einleitpunkten notwendig sind, sind diese naturnah
durch Steinschüttungen herzustellen.

8.1.4 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Gehölzbestände sind zu erhalten. ln die-
sem Zusammenhang sind die Gehölze vordringlich während Bauarbeiten zu schüt-
zen. Es sind Schutzmaßnahmen gem. der DIN lSg2O,,Vegetationstechnik im Land-
schaftsbau: Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsbeständen bei
Baumaßnahmen" einzuhalten.

7

)
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8.2

8.2.1

8.22

8.2.3

) a.z.q

8.2.5

Spezielle flächenbezogene Maßnahmen
M1 - Entwicklung eines hochstaudenreichen Saums
Auf der mit,,Ml" gekennzeichneten Fläche sind die vorhandenen Gehölze zu besei-
tigen. An ihrer Stelle sind hochstaudenreiche Säume zu entwickeln und dauerhaft zu
erhalten.

Vorhandene ältere Bäume sind insbesondere entlang benachbarter Waldflächen zu
beachten und können erhalten bleiben, sofern die Funktion des angrenzenden Mul-
den-Rigolen-Systems bzw. die Standsicherheit gewährleistet ist.
Die Flächen sind ohne Ansaat der natürlichen Sukzession zu überlassen. Die Wie-
derverbuschung ist durch eine maximal einmaljährliche Mahd, nach Bedarf auch ab-
schnittsweise in jeweils mehrjährigen Abständen zu unterdrücken.

M2 - Entwicklung eines Mosaiks aus hochstaudenreichen Säumen und strauchrei-
chen Gehölzen

Auf der mit ,,M2" gekennzeichneten Fläche sind auf etwa 50% der Fläche die vorhan-
denen Gehölze zu beseitigen. Es ist in diesem Streifen ein eng verzahntes Mosaik
aus vorhandenen und zu erhaltenden strauchreichen Gehölzen und hochstaudenrei-
chen Säumen zu entwickeln.
vorgehensweise und Pflege der gehölzfreien Flächen erforgt analog M1.

Hinweis: Die notwendigen Gehölzrodungen sind außerhalb der Vegetationsperiode,
d.h. nicht zwischen dem 1. März und dem 30. September durchzuführen. ln begrün-
deten Fällen srnd rnsbesondere außerhalb der Hauptbrutzeit der Vöget (d.h. in der
Zeit von 1. Män bis 15. März bzw. von 15. August b/s 30. September) Ausnahmen
möglich, soweit sichergestel/f isd dass keine noch genutzten Niststätten zerstört wer-
den.

M3 - Erhalt des bestehenden Gehölzstreifens
Der bestehende Gehölzstreifen (z.Zt. Vorwald) ist zu erhalten und der Entwicklung
durch natürlich fortschreitende Sukzession zu überlassen. Bei Bedarf sind Anpas-
sungsmaßnahmen bzw. Gehölzentnahmen zur Vermeidung von Gefährdungen des
angrenzenden Sondergebiets, Wegs und zur Gewährleistung der Funktionsfähigkeit
der Entwässerungsmulde zulässig.

M4a - Erhalt des bestehenden Walds
Der bestehende Wald ist zu erhalten. Nach Bedarf sind Anpassungsmaßnahmen
bzw. Gehölzentnahmen zur Vermeidung von Gefährdungen der bestehenden Lei-
tung, des angrenzenden Sondergebiets und zur Gewährleistung der Funktionsfähig-
keit der Entwässerungsmulde zulässig.

M4b - Neuanlage von Wald
ln den so festgesetzten Flächen ist die vorhandene Versieglung zurückzubauen.
Die Flächen sind mit Oberboden zu überdecken und mit einheimischen, standortge-
rechten Bäumen zu bepflanzen. Ziel ist ein von Eichen und Hainbuchen geprägter
Laubmischwald. Die Entwicklung kann in Teilflächen auch eine Entwicklung über na-
türliche Sukzession und ggf. auch höheren Anteilen an Pionierarten beinhalten.
Der Schutzstreifen der vorhandenen Leitungstrasse ist zu beachten und freizuhalten.
Die Anlage eines unbefestigten wald-/ wirtschaftsweges ist zurässig.
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8.2.6 M5 - Naturnahe Gestaltung einer privaten Grünfläche
lnnerhalb der Grünfläche sind auf maximal 500 m2 die Anlage und Befestigung eines
Fuß-/Radwegs und nach Bedarf von Sitzmöglichkeiten etc. mit wassergebundenem
Belag zulässig.

Die in der Grünfläche vorhandenen, in der Planzeichnung gekennzeichneten Gehölz-
bestände sind zu erhalten Ergänzend sind entsprechend der Eintragung in der Plan-
zeichnung insgesamt drei Laubbaum-Hochstämme zu pflanzen und dauerh att zu er-
halten (hierzu geeignete Arten siehe Punkt 1 der Pflanzliste in Kapitel E).

Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen (g 9 Abs. 1a BauGB)
Die Maßnahmen M1, M2 und M4b sind als Ausgleich den Eingriffen durch Bodenver-
sieglung und Verluste von Biotopstrukturen durch die Sondergebiete SO1-3 zugeord-
net.

Die Maßnahme M4b dient zugleich dem Ausgleich für die Rodung von Waldflächen
im Bereich des SO3.

Zum Ausgleich für die Mehrversieglung und Verlusten von Offenlandbiotopen wird
auf Flächen des Ökokontos der Gemeinde Hoppstädten-Weiersbach zurückgegriffen.
lm Bereich der Ökokontofläche ,,Landeplatz Hoppstädten-Weiersbach" steht dazu
noch ein Restguthaben (Stand Mär22018) von 67.804 m2 zut Verfügung. Davon wer-
den 8.100 m2 dem vorliegenden Bebauungsplan zugeordnet.

9

9.1.1

9.1.2

9.1 .3

10 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen
($ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

10.1.1 ln der Planzeichnung ist ein Leitungsrecht,,Ll" zugunsten des zuständigen Entsor-
gungsträgers (z.Zt. Verbandsgemeindewerke Birkenfeld) gekennzeichnet. Das fest-
gesetzte Leitungsrecht dient dazu Maßnahmen zur Oberflächenentwässerung des
Sonstigen Sondergebietes vorzusehen.

1O.1.2 ln der Planzeichnung ist ein Leitungsrecht ,,L2" zugunsten des zuständigen Entsor-
gungsträgers (z.Zt. Verbandsgemeindewerke Birkenfeld) gekennzeichnet. Das fest-
gesetzte Leitungsrecht dient der Errichtung und Führung von der öffentlichen Ent-
wässerung des Plangebiets dienenden Kanälen einschließlich erforderlicher
Schachtbauwerke.

10.1.3 ln der Planzeichnung ist ein Leitungsrecht,,L3" zugunsten des zuständigen Entsor-
gungsträgers (z.Zt. Verbandsgemeindewerke Birkenfeld) gekennzeichnet. Das fest-
gesetzte Leitungsrecht dient dem Schutz des dort verlaufenden, der öffentlichen Ent-
wässerung dienenden, Schmutzwasserkanals (Bestand).

10.1.4 Der Bau von Straßen, Wegen und Stellplätzen, Bodenab- und -auftrag sowie Pflanz-
maßnahmen innerhalb der Schutzstreifens bedürfen der Zustimmung des Rechtein-
habers. Nutzungen, welche die Herstellung sowie Unterhaltung der Kanaltrassen be-
einträchtigen können, sind unzulässig.
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B Bauonoru UNGSREc HTLtcHE FESTSETZUNGEN
(ÖnrucHe BluvonscHRtFTEN lM RAHMEN DES BEBAUUNGSeLANES)

Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß
$ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. g 88 Landesbauordnung (LBauo) Rheinland-pfalz.

Außere Gestaltung baulicher Anlagen (g 8S Abs. f Nr. 1 LBauO)

Dachform und -neigung

Zulässig sind ausschließlich Satteldächer, Pultdächer und Flachdächer.
Geneigte Dächer müssen auf beiden Seiten der Firstlinie die gleiche Dachneigung
haben.

Die festgesetzten Dachformen gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile sowie
Garagen und Nebenanlagen i.S. des g 14 Abs. 1 BauNVO.

Materialien im Dachbereich

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien sind als Dacheindeckung un-
zulässig.

Hinweis: Weitere Regelungen siehe Punkt A 8.1.2.

Fassadengestaltung

Für die Fassadengestaltung sind grelle, glänzende oder stark reflektierende Materia-
lien und Farben nicht zulässig.

Hinweis: Weitere Regelungen siehe Punkt A 8.1.2.

Energie- und Warmwassergewinnungsanlagen

Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwassergewinnung auf dem Dach sind zulässig.
Die maximale Gebäudehöhe darf durch diese Anlagen nicht überschritten werden.
Ergänzend wird bestimmt, dass nur Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwasserge-
winnung zulässig sind, die die Funktion der Dachbegrünung nicht einschränken.

Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen (g 88 Abs.1 Nr.3 LBauo)
Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie
nicht als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benö-
tigt werden, landschaftspflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten.
Zur Befestigung von PKW-Stellplätzen sind nur versickerungsfähige Materialien (2.B.
Pflaster mit großen Fugen, Rasengittersteine, wassergebundene Decken etc.) zuläs-
sig. DerAbflussbeiwert darf max. 0,7 betragen.

Einfriedungen und deren Gestaltung (g 8S Abs.1 Nr.3 LBauO)
Einfriedungen sind nur in Form von Hecken und Zäunen und bis zu einer Höhe von
1,50 m zulässig. Ausnahmsweise können im Bereich des ,,Wasserstoffgebundenen
Mobilitätszentrums" auch höhere Einfriedungen zugelassen werden, wenn dies aus
sicherheitstechnischen Gründen erforderlich ist.

Werbeanlagen ($ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.
Das Anbringen von Werbeanlagen oberhalb der Traufe bzw. auf einem Flachdach ist
unzulässig
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4.1.3

4.1.4

Als Werbeanlagen, die unabhängig von Gebäuden errichtet werden, sind zulässig:

' Fahnen mit einer maximalen Einzelhöhe von 7,50 m. ln Reihe gestellte Fahnen-
maste müssen gleichmäßige Abstände aufweisen und sich in Masthöhe sowie
Höhe und Format der Aufhängung entsprechen.

' maximal eine Werbeanlage je Baugrundstück in Form einer Werbestelen mit ei-
ner maximalen Höhe von 3,50 m und einer Ansichtsfläche je Ansichtsseite von
maximal 5,25 m2. lhr Abstand vom öffentlichen Straßenraum muss mindestens
1,00 m betragen.

Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel
aufleuchtendem Licht sind unzulässig.

c

5 Sonstige bauordnungsrechtliche Festsetzungen
($ 88 Abs.l Nr.1 und Nr.3 LBauO)

5.1.1 Außerhalb von Gebäuden befindliche Standorte von Müllbehältern sowie Lager- und
Abfallplätze sind vor Einsicht aus dem öffentlichen Straßenraum abzuschirmen und
in geeigneter Weise zu umpflanzen.

6 Zahl der notwendigen Stellplätze nach g 47 LBauO
(S 88 Abs.l Nr.8 LBauO)

6.1.1 Gemäß $ 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO wird festgesetzt, dass in Wohnheimen für Studie-
rende 0,25 Stellplätze je Bett zu errichten sind.

6.1.2 lm übrigen Geltungsbereich findet die Stellplatzverordnung des Landes Rheinland-
Pfalz Anwendung.

KeunzetcnNuNc voN FLAcHEN, DEREN Böoeru ERHEBLtcH Mtr uMWELTGEFAHRDENDEN
Srorreru BELASTET stND (S 9 Aes. 5 Nn. 3 BnuGB)

lm Bebauungsplangebiet wurden Bodenuntersuchungen vorgenommen, nähere lnfor-
mationen hierzu können aus dem hydrogeologischen Erkundungsbericht vom
23.08.1996, dem Bericht über Gefahrenerforschungsmaßnahmen vom 17.01 .1997, dem
Bericht über weiterführende Gefahrerforschungsmaßnahmen vom 28.05.1998, dem Sa-
nierungsuntersuchungsbericht vom 20.09.2000, dem Sanierungskonze pt zur Sanierung
von Altlasten vom 25.08.2003 sowie dem Bericht über Nachuntersuchungen auf der Flä-
che 001 vom 28.10 2005 entnommen werden.

Parallel zu der Erstellung der Gutachten fanden im Zeitraum von 1993 bis 2004 insge-
samt sechs Sitzungen der Arbeitsgruppe ,,Konversion militärischer Liegenschaften in
Rheinland-Pfalz" statt, die u.a. für die Festlegung von Altlastenflächen und Sanierungs-
zielen verantwortlich ist.

lm Rahmen der Untersuchungen wurden auf vier Teilflächen im Plangebiet (Bereich der
ehemaligen Tankstelle, Teilfläche eines ehemaligen Abstellplatzes für Altautos und ei-
nes ehemaligen Lagergeländes) Bodenverunreinigungen (Fläche 001/ 004 / 005 / 006)
nachgewiesen, die Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen erforderlich machen. Die
Flächen wurden daher gemäß $ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB im Bebauungsplan gekennzeich-
net.1

Es liegen zwar zwischenzeitlich neuere Erkenntnisse in Form des ,,Sanierungs- und Entsorgungskonzept, Um-
welt-Campus Birkenfeld Flächen 001,004,005,006'der ITUS GmbH & Co. KG (Weiterstadt) vom 30.04.2015
und des,,Sanierungsplan Boden, Umwelt-Campus Birkenfeld Flächen 001, 004, 005,006" der ITUS GmbH &

)
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)

D HIruwelse UND EMPFEHLUNGEN oHNE FESTsETZUNGScHARAKTER

1 Ordnungswidrigkeiten

' Verstöße gegen die Festsetzungen nach S 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Pflanzvorschrif-
ten) können gemäß S 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden.

' Ordnungswidrig im Sinne des $ 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach
$ 88 LBauO i.V.m. $ 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

2 Hinweise zum Themenbereich Flora und Fauna

2.1 Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs

' Zum Ausgleich für die Mehrversieglung und Verlusten von Offenlandbiotopen wird
auf Flächen des Ökokontos der Gemeinde Hoppstädten-Weiersbach zurückgegrif-
fen:

lm Bereich der Ökokontofläche ,,Landeplatz Hoppstädten-Weiersbach" I Datenblatt
4 steht dazu noch ein Restguthaben (Stand März 2018) von 67 .804 m2 zut Verfü-
gung. Davon werden 8.100 m2 der vorliegenden Bebauungsplanung zugeordnet.

2.2 Hinweise zur Vermeidung und Minderung von Auswirkungen auf die Fauna

' Notwendige Gehölzrodungen sind außerhalb der Vegetationsperiode, d.h. nicht zwi-
schen dem 1 .Mä'z und dem 30. September durchzuführen. ln begründeten Fällen
sind insbesondere außerhalb der Hauptbrutzeit der Vögel (d.h. in der Zeit von 1.
März bis 15.März bzw. von 15. August bis 30. September) Ausnahmen möglich,
soweit sichergestellt ist, dass keine noch genutzten Niststätten zerstört oder sons-
tige artenschutzrechtliche Verbote verletzt werden.

Hinweise zum Schallschutz

' Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die Geräuschein-
wirkungen des Straßenverkehrslärms im Plangebiet keine schädlichen Umweltein-
wirkungen im Sinne des BlmSchG hervorrufen und die Durchführung von Schall-
schutzmaßnahmen zum Schutz vor dem Verkehrslärm nicht zwingend erforderlich
wird. Dies wird im Folgenden näher erläutert: Zum Schutz vor Verkehrslärm können
bei Überschreitungen der Orientierungswerte passive Schallschutzmaßnahmen
(Verbesserung der Schalldämmung der Außenbauteile und Einbau von schalldäm-
menden Lüftern in Schlaf- und Kinderzimmern) vorgeschlagen werden. Durch diese
Maßnahmen kann sichergestellt werden, dass als Mindestqualität in den Aufent-
haltsräumen der schutzwürdigen Nutzungen verträgliche lnnenpegel erreicht wer-
den.

Zur Dimensionierung der Schallschutzmaßnahmen ist die DIN 4109,,Scha//schutz
im Hochbau" vom Januar 2018 mit den Teilen 1 und 2 die maßgebliche Berech-
nungsvorschrift Der Außenlärmpegel berechnet sich nach den in DIN 4109-2, Kapi-
tel 4.4.5 beschriebenen Verfahren, für den Tag (06.00-22.00 Uhr) und die Nacht
(22.00-06.00 Uhr) aus dem zugehörigen Beurteilungspegel unter Addition eines
Wertes von 3 dB (Freifeldkorrektur). Für die Nacht ist ein Zuschlag zur Berücksich-
tigung der erhöhten nächtlichen Stönryirkung (größeres Schutzbedürfnis in der
Nacht) zu erteilen. Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel zwischen Tag und
Nacht weniger als 10 dB(A), ergibt sich der maßgebliche Außenlärmpegel aus dem

Co. KG (Weiterstadt) vom29.07.2016 sowie eine fachliche Stellungnahme der SGD Nord, Regionalstelle Was-
senvirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Koblenz vom 06.03.2017 zu diesen Unterlagen vor. Diese haben
jedoch keine Auswirkung auf die Kennzeichnungserforderlichkeit der betroffenen Flächen.

3
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Beurteilungspegel für die Nacht und einem Zuschlag von insgesamt 13 dB(A). Beim
Einwirken mehrerer Schallquellen erfolgt je Tageszeitraum eine energetische Addi-
tion der Einzelbeurteilungspegel zu einem Gesamtbeurteilungspegel. Maßgeblich
für die Bestimmung des Außenlärmpegels ist die Lärmbelastung derjenigen Tages-
zeit, die die höhere Anforderung ergibt. Der maßgebliche Außenlärmpegel im Plan-
gebiet innerhalb der Baugrenzen beträgt maximal 64 dB(A) (Abbildung A05). Unter
Berücksichtigung eines lnnenraumpegels von 30 dB(A) für Aufenthaltsräume in
Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und
Ahnliches und 35 dB(A) für Büroräume und Ahnliches ergibt sich das erforderliche
gesamte Bauschall-Dämmmaß R'wges. lm Plangebiet ist somit ein gesamtes Bau-
schall-Dämmmaß R'wges derAußenbauteile von maximal34 dB(A) fürAufenthalts-
räume in Wohnungen und 29 dB(A) für Büroräume erforderlich. Da Bauschall-
Dämmmaße R'wges von bis zu 35 dB für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen
und Büroräumen bei der heutigen Bauweise durch die geltende Wärmeschutzbe-
stimmungen i. d. R. eingehalten werden, ist die Festsetzung von passiven Schall-
schutzmaßnahmen im Bebauungsplan nicht erforderlich.

' Der Einbau von Lüftungseinrichtungen wird für alle schutzbedürftige Aufenthalts-
räume, die überuviegend zum Schlafen genutzt werden können und einem Beurtei-
lungspegel in der Nacht > 50 dB(A) ausgesetzt sind, empfohlen. So kann sicherge-
stellt werden, dass trotz der geringen Fahrzeugbewegungen (Straße und Schiene)
in der Nacht ein ruhiger Nachtschlaf bei geschlossenen Fenstern möglich ist."2

4 Hinweise zum Themenbereich Boden

4.1 Schutz des Oberbodens

' Vor Beginn der Bauarbeiten ist der Oberboden abzuschieben und fachgerecht bis
zur Wiedervenrvendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und
Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden
vermischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Um-
gang mit Oberboden) sowie der DIN 19731(Venrvertung von Bodenmaterial) sind zu
beachten, siehe auch $ 202 BauGB. Eine Verunreinigung mit Fremdstoffen ist un-
bedingt zu vermeiden.

' Anfallender, unbelasteter Erdaushub ist einerWiedervenrvertung zuzuführen und so-
weit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst zur grünordnerischen Gestaltung
(2.8. Modellierungen) zu venrvenden. lst dies nicht möglich, soll überprüft werden,
ob sonstige, möglichst ortsnahe Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.

4.2 Baugrunduntersuchung

' Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke
(u.a. DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen.

' Die Durchführung von grundstücksbezogenen Baugrunduntersuchungen wird emp-
fohlen. Die Baugrunduntersuchungen sind dem Landesamt für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz anzuzeigen und die Ergebnisse (Geodaten) sind mitzuteilen
(siehe https://mvrv. lgb-rlp. de/fachthemen/geologiedatengesetz. htm l).

Konzept dB plus GmbH: Schalltechnisches Gutachten, Bebauungsplan ,,Umwelt-Campus-Birkenfeld-Südwest",
Hoppstädten-Weiersbach, September 2022, Seite 1 9

2
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4.3 Altablagerungen / Altlasten

' lm Plangebiet existieren nutzungsbedingte Untergrundverunreinigungen. Diesbe-
züglich wird hier auf die in der Begründung dargelegten Unterlagen venruiesen, die
auch bei der Verbandsgemeindeverwaltung Birkenfeld, Fachbereich 2 (Bauliche lnf-
rastruktur) (Auf dem Römer 17, 55765 Birkenfeld) eingesehen werden können.

' Spätestens im Vorfeld bzw. im Zuge geplanter Baumaßnahmen ist durch den
Grundstückseigentümer eine Sanierung der Untergrundverunreinigungen durch Bo-
denaustausch durchzuführen.

ln diesem Zusammenhang ist die weitere Vorgehensweise im Vorfeld von geplanten
Tiefbaumaßnahmen mit Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle
Wassenruirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Koblenz im Detail abzustim-
men. Nachfolgende fachbehördliche Auflagen sind grundsätzlich zu beachten:
- gutachterliche Begleitung derTiefbaumaßnahmen,
- Separierung von organoleptisch auffälligenAushubmassen,
- ordnungsgemäße Entsorgung der Abfälle,
- Dokumentation derSanierungsmaßnahmen,
- Beteiligung der SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft

und Bodenschutz Koblenz bei besonderen Vorkommnissen.

4.4 Bergbau / Altbergbau

' Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz weist mit Stellungnahme
vom 17 .01.2023 darauf hin, dass der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungs-
planung von dem auf Uran verliehenen Bergwerksfeld ,,Ellweiler" teilweise über-
deckt wird. Eigentümerin des aufrechterhaltenen Bergwerksfeldes ist das Land
Rheinland-Pfalz, vertreten durch das Landesamt für Geologie und Bergbau. ln Be-
zug auf das aufrechterhaltene Bergrecht liegen von Seiten der Rechtsinhaberin zur-
zeit keine Planungen vor. Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass im
Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter
Bergaufsicht erfolgt.

' Ergänzend wird hingewiesen, dass sich auf einer Mutungsübersichtskarte aus dem
Jahr 1907 direkt nordwestlich des Plangebietes Hinweise eine Sandgrube verzeich-
net ist. Hierzu liegen dem Landesamt für Geologie und Bergbau jedoch keine wei-
teren Dokumentationen und lnformationen vor. Auch seitens der zuständigen Struk-
tur- und Genehmigungsdirektion sind in diesem Zusammenhang keine Bedenken
oder Hinweise eingegangen; auch liegen bei der Orts- bzw. Verbandsgemeinde
keine weiteren Kenntnisse darüber vor.

' ln diesem Zusammenhang empfiehlt die Fachbehörde, da grundsätzlich die Mög-
lichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer Bergbau stattgefunden ha-
ben kann, Unterlagen im Laufe der Zeit nicht überliefert wurden bzw. durch Brände
oder Kriege verloren gingen, spätestes, sollte man bei Bauvorhaben auf lndizien für
Bergbau stoßen, dann die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechni-
kers zu einer objektbezogenen Baugrunduntersuchung.

4.5 Archäologische Denkmäler und Funde

' lnnerhalb des Plangebietes sind bislang keine archäologischen Denkmäler und
Funde bekannt. Da bei Erdbewegungen Fundstellen kulturgeschichtlich bedeutsa-
mer Denkmäler jedoch angeschnitten oder aus Unkenntnis zerstört werden könnten,
ist der Beginn von Erdarbeiten rechtzeitig der Generaldirektion Kulturelles Erbe,
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Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier (Rheinländisches Landesmuseum)
anzuzeigen.

Nachfolgende Ausführungen sind als Auflagen der Generaldirektion Kulturelles
Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier in die Bauausführungspläne
zu übernehmen:
- Bei der Vergabe der Erdarbeiten hat der Bauträger bzw. Bauherr die ausfüh-

renden Firmen vertraglich zu verpflichten, der Generaldirektion Kulturelles
Erbe, Direktion Archäologie, zu gegebener Zelt rechtzeitig den Beginn der Ar-
beiten anzuzeigen, damit diese, sofern notwendig, übenrvacht werden können.

- Der Bauträger bzw. Bauherr hat die ausführenden Baufirmen eindringlich auf
die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) (vom 23.03.1978,
GVBI. s. 159, durch Arlikel4 des Gesetzes vom 28.09.2021, GVBI. s.543) hin-
zuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archäologische Fund unver-
züglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und
die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

- Die vorgenannten Vorschriften entbinden den Bauträger bzw. Bauherrn jedoch
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kultu-
relles Erbe, Direktion Archäologie.

- Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen
Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgra-
bungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig, den Anforde-
rungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend, durchgeführt
werden können.

4.6 Flächendenkmal,,Westwall"

' Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesdenkmal-
pflege weist darauf hin, dass sich der Bebauungsplan im Umfeld des Flächendenk-
mals,,Westwall" befindet. Das Flächendenkmal ,,Westwall" genießt lt. SS 2 Abs. 1 S.
1 und 4 Abs. 1 S. 4 DSchG Erhaltungs- und Umgebungsschutz.

' Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass bei Bodeneingriffen
auf untertägig vorhandene bauliche Anlagen und auf militärische Fundgegenstände
zu achten ist. Falls vor Beginn einer Baumaßnahme eine präventive Absuche von
Kampfmittel durch eine Fachfirma erfolgen sollte, hat diese lhre Befundergebnisse
der Denkmalbehörde zur Verfügung zu stellen. Die Bodeneingriffe zur Erkundung
der Befundergebnisse sind unter fachlicher Begleitung der Denkmalbehörde durch-
zuführen. Die Fundgegenstände sind ebenfalls der Denkmalbehörde zur Auswer-
tung zur Verfügung zu stellen.

4.7 Radonvorsorge

' Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioak-
tiven Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentra-
tion, fast überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich
nachzuweisen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bo-
denluft über Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden
an die Erdoberfläche wandern.
ln der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon,
von dem es keine stabilen, sondern nur radioaktive lsotope gibt, sofort durch die
Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. lnnerhalb von Gebäu-
den können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise beträchtliche
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Radonkonzentrationen auftreten. Die Radonkonzentration hängt in diesem Zusam-
menhang von den folgenden Faktoren ab:
- technische Einflüsse des Bauwerks (wie z.B. Dichtigkeit des Gebäudes gegen

Radoneintritt durch die Bodenplatte und erdberührende Wände, Luftdichtigkeit
von Fenster und Türen, Lüftungsverhalten der Bewohner),

- geologische Eigenschaften des Baugrunds (Uran- bzw. Radongehalt der Ge-
steine und Böden im Baugrund, Wegsamkeiten für das Radon im Erdreich, wie
beispielsweise tektonische Störungen).

Radon und seine Zerfallsprodukte senden ionisierende Strahlen aus, die die Zellen
eines lebenden Organismus schädigen können, insbesondere wenn dieser langfris-
tig und dauerhaft dieser Strahlung ausgesetzt ist. Daher wurde mit dem Strahlen-
schutzgesetz (StrlSchG) am 31 .12.2018 erstmals ein Referenzwert für Radon in ln-
nenräumen von 300 Becquerel pro Kubikmeter (Bq/m3) eingeführt. Ein Referenzwert
ist jedoch kein Grenzwert. Vielmehr stellt er einen Orientierungsmaßstab dafür dar,
welche bauliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollen, um den Referenzwert
zu unterschreiten.

Das StrlSchG definiert hierzu sogenannte Vorsorgegebiete, für die erwartet wird,
dass dieser Referenzwert in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden überschritten
wird. Dies ist nach gegenwärtigem Sachstand des Landesamtes für Umwelt Rhein-
land-Pfalz in Rheinland-Pfalz in keiner Verbandsgemeinde der Fall.
Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz untersucht zudem seit
2007 für das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten die hierzu
relevanten geologischen Parameter in Rheinland-Pfalz. Die Ergebnisse können un-
ter nachfolgendem Link betrachtet werden: https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissi-
onsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/, Stand 1112022.
Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die dort abgebildeten,
landesweiten Karten zu Radon aufgrund des Maßstabes zu Vereinfachungen zwin-
gen und deshalb nur zur Orientierung dienen. Lokal sind starke Abweichungen von
dem dargestellten Radonpotential möglich.
Das Plangebiet weist ein Radonpotential zwischen 20,9 und 31,8 auf.

Die bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft lassen jedoch den
Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall in Rheinlan d-Pfalz
Gebäude errichtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten.
Effiziente und preiswerte Maßnahmen gegen Radon lassen sich am besten beim
Bau eines Gebäudes venrvirklichen.

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei Radonkonzentra-
tionen in der Bodenluft unter 100.000 Bq/m3 (dies entspricht einem Radonpotential
über 44) bereits eine durchgehende Betonfundamentplatte und ein normgerechter
Schutz gegen Bodenfeuchte in der Regel einen ausreichenden Schutz vor Radon
bieten. Lediglich bei höheren Werten ist eine weitergehende Vorsorge anzustreben
(wie z.B. eine radondichte Folie unter der Bauplatte).
Grundsätzlich empfiehlt das Landesamt für Geologie und Bergbau daher Radon-
messungen in der Bodenluft in Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten
des Bauplatzes. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner / Bauherren
sein, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. Werden Werte
über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angera-
ten, bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons ins Ge-
bäude weitgehend zu verhindern.

I

I
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Das Landesamt für Geologie und Bergbau bittet in diesem Zusammenhang darum,
dass ihm gegebenenfalls die Ergebnisse der Radonmessungen mitgeteilt werden,
damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte
von Rheinland-Pfalz genutzt werden können.
Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist des Weiteren daraufhin, dass Stu-
dien ergeben haben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeit-
messungen (ca. 3 bis 4 Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei
nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen
Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbesondere Witterungseinflüsse wie
Luftdruck, Windstärke, Niederschläge oder Temperatur verantwortlich. Nur so kön-
nen aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die
Messungen in einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6 je Hektar,
gleichzeitig durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologi-
schen Situation auch höher sein.

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten lngenieurbüro
ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:
- Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Krite-

rien,

- radongerechte, ca. 1 m Tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei
bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes,

- fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter,
- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur

Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährli-
chen Radonverfüg barkeit,

- Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma),
- lnterpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.
Weitere Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der
Radonmessung in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Berg-
ba u Rhei n la nd-Pfalz ( I nternet: www. lgb-rlp. de ; Telefon : 06 1 31 I 9254-0).
Weiterführende lnformationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Ra-
donsanierungen können auch dem ,,Radon-Handbuch" des Bundesamtes für Strah-
lenschutz entnommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik ,,Radon in Gebäu-
den bzw. in der Bodenluft" die Radon-lnformationsstelle im Landessamt für Umwelt
(E-Mail : radon@lfu. rlp. de ; Telefon : 06 1 3 1 /603 3-1263) zu r Verfüg u ng.

5 Hinweise zum Themenbereich Wasser

5.1 Schmutzwasserbeseitigung

' Die SGD Nord, Regionalstelle Wassenrvirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Kob-
lenz weist daraufhin, dass ausschließlich das im Baugebiet anfallende Schmutzwas-
ser an die Ortskanalisation von Hoppstädten-Weiersbach mit zentraler Abwasser-
reinigungsanlage in Hoppstädten-Weiersbach angeschlossen werden darf.

5.2 Umgang mit Niederschlagswasser
. Es wird empfohlen, das auf den Grundstücken anfallende unverschmutzte Oberflä-

chenwasser (vgl. Arbeitsblatt DWA-A 138 der Deutsche Vereinigung fürWassenruirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V.) einschließlich des Dachflächenwassers auf den
Grundstücken z.B. in Zisternen zurückzuhalten und einer Wiederverwendung z.B.
zur Freiflächenbewässerung zuzuführen.
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ln diesem Zusammenhang sollten Dach- und Fassadenflächen nicht mit unbe-
schichteten Metallen versehen werden. Gemäß dem Merkblatt M 153 (Handlungs-
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) der Deutschen Vereinigung für
Wasseruvirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (ATV-DVWK) ist für Niederschlagswas-
ser, zwecks Versickerung oder Einleitung in ein oberirdisches Gewässer, das u.a.
von unbeschichteten kupfer- und zinkgedeckten Flächen, die größer als 50 m2 sind,
abfließt, ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen.

5.3 Brauchwasseranlagen

' Brauchwasseranlagen dürfen auf keinen Fall negative Auswirkungen auf Trinkwas-
sereinrichtungen haben. Eine direkte Verbindung der Rohrleitungen zum Trinkwas-
sernetz ist gemäß $ 37 lnfektionsschutzgesetz und der Trinkwasserverordnung un-
tersagt. Die Trinkwassernachspeisung muss durch freie Ausläufe erfolgen. Näheres
regelt die DIN 1988 und DIN 1989. Nicht-Trinkwasseranlagen sind farblich und
schriftlich zu kennzeichnen.

' Der Bau einer Brauchwasseranlage ist dem örtlichen Wasserversorger zu melden.

' Des Weiteren sind Brauchwasseranlagen, die zusätzlich zu den Trinkwasserversor-
gungsanlagen installiert werden, der Kreisvenrualtung Birkenfeld, Gesundheitsamt
spätestens vier Wochen vor lnbetriebnahme dem Gesundheitsamt anzuzeigen. Das
Gesundheitsamt registriert die angezeigte Brauchwasseranlage und prüft diese vor
Ort im Einzelfall (siehe hierzu auch Trinkwasserverordnung -TrinkwV 2023 (vom
20.06.2023, BGB|.2023l Nr. 159).

5.4 Starkregenvorsorge
. Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wassenruirtschaft,

Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz verweist auf eine Starkregengefährdung in-
nerhalb des Plangebietes hin. Nach der Starkregengefährdungskarte des Hochwas-
serinfopaketes besteht für das Plangebiet teilweise die Gefahr einer potentiellen
Ü berfl utung entlang von Tiefenlin ien wäh rend eines Starkregenereig n isses.

. Gemäß der Starkregengefährdungskarte des Hochwasserinfopaketes sind im Gel-
tungsbereich der Bebauungsplanung jedoch lediglich randlich Waldflächen betrof-
fen.

' Ergänzend wird hier zum einen darauf hingewiesen, dass, losgelöst von den Er-
kenntnissen der Starkregengefährdungskarte, zum Schutz der südwestlich angren-
zenden Bebauung vor Starkregenereignissen Flächensicherungen für wassenruirt-
schaftliche Maßnahmen im Bebauungsplan erfolgten. Zum anderen ist gemäß g 5
Abs. 2 WHG jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet,
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Scha-
densminderung zu treffen.

Hinweise zum Brandschutz

' Der feuenryehrtechnische Bedienstete der Kreisverwaltung Birkenfeld weist darauf
hin, dass

- die öffentlichen Verkehrsflächen für den Einsatz von Brandbekämpfungs- und
Rettungsgeräten / Fahrzeugen im Bebauungsgebiet, bezogen auf die Fahrspur-
breiten, die Druckfestigkeiten und die Kurvenradien, entsprechend der techni-
schen Baubestimmungen ,,Flächen für die Feuenivehr" (eingeführt durch die
Veruvaltungsvorschrift des Ministeriums der Finanzen vom November 2010) zu
errichten sind.

6
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Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 Meter von der öffentlichen
Verkehrsfläche entfernt liegen, müssen Zufahften, mindestens analog der o.a.
Baubestimmungen, verlangt werden.
Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr füh-
ren soll und bei denen die Oberkante der Brüstung notwendiger Fenster oder
sonstiger zum Anleitern bestimmter Stellen mehr als 8 Meter über der Gelän-
deoberfläche liegen, dürfen nur errichtet bzw. genutzt werden, wenn die erfor-
derlichen Rettungsgeräte von der Feuerwehr vorgehalten werden. Ansonsten
muss der jeweilige 2. Rettungsweg baulich über eine notwendige Treppe si-
chergestellt werden.

eine Löschwassermenge von mindestens 1600 l/min (96 cbm/h) über einen
Zeitraum von zwei Stunden sicherzustellen ist; siehe auch DVGW Arbeitsblatt
405 (DVGW DeutscherVerein des Gas- und Wasserfaches e.V. FrankfurUMain,
Ausgabe Februar 2008).
die Hydranten für die Entnahme des Löschwassers so anzuordnen sind, dass
sie jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. DerAbstand zwischen den Hyd-
ranten sollte nicht mehr als 120 Meter betragen. Dem Einbau von Überflurhyd-
ranten gem. DIN EN 14384 ist Vorzug zu geben. Unterflurhydranten sind durch
Hinweisschilder gemäß DIN 4066 zu kennzeichnen.
ein Netzdruck von mindestens 1,5 bar im öffentlichen Versorgungsnetz sicher-
zustellen ist.

Hausnummern nachvollziehbar zu vergeben sind. Auf eine gut sichtbare und
beleuchtete Hausnummer sollte ebenfalls geachtet werden. Liegt der Hausein-
gang nicht an der Straßenseite, so sollte die Hausnummer an der zur Straße
gelegenen Hauswand oder Einfriedung angebracht werden.

7 Hinweise zum Schutz von Kabeltrassen und Leitungen I zur Koordination der
Leitungsarbeiten und zu Erschließungsmaßnahmen

7.1 AllgemeineHinweise
. Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern sind die Abstands-

empfehlungen der DIN 1988, die geltenden Technischen Regeln des DVGW-Arbeits-
blattes GW 125 sowie das ,,Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver-
und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen (FGSV), Ausgabe 1989 zu beachten.
Andernfalls sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen Ver-
sorgungsträger, geeignet Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (2.B. Einbau von
Trennwänden aus Kunststoff) zu treffen.

. lm Rahmen von Erschließungs- und Baumaßnahmen ist die jeweils bauausführende
Firma auf ihrer Erkundigungspflicht nach vorhandenen Versorgunganlagen hinzu-
weisen.

' Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der Erschlie-
ßungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten, damit eine rechtzeitige Abstimmung
der Lage und Dimensionierung der einzelnen Leitungszonen vorgenommen werden
kann. Eine vollständige Liste der zu informierenden Ver- und Entsorgungsträger
kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung Birkenfeld erfragt werden.
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7.2 OlEAktiengesellschaft

' Die OIE Aktiengesellschaft weist mit Stellungnahme vom 1 0.01.2023 vorsorglich auf
den Verlauf einer Wärmeversorgungsleitung innerhalb des Geltungsbereichs hin.
Dem Hinweis nach verläuft die Leitungstrasse auf Parzelle 4188 - in direkter Rand-
lage zu dem vorgesehenen Baufenster und in etwa parallel zu einem Fernmeldeka-
bel der Westnetz GmbH. Dem Versorgungsträger ist in diesem Zusammenhang ein
Zutrittsrecht zu dieser Leitung zu gewähren.

. Sollte zukünftig in diesem Bereich eine Bebauung erfolgen, ist in enger Abstimmung
mit dem Versorgungsträger im Vorfeld zu prüfen, ob Anderungs- oder Sicherungs-
maßnahmen erforderlich werden. Ein Kostentragung richtet sich in diesem Fall nach
den bestehenden Verträgen bzw. den gesetzlichen Bestimmungen. Sollte hingegen
ein Abstand von 1,50 m beiderseits der Leitungstrasse eingehalten werden können,
sind - nach gegenwärtigem Sachstand - keine weiteren Versorgemaßnahmen zu er-
greifen.

. Ebenfalls hingewiesen wird auf das ,,Merkblatt für Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen, wonach Leitungstrassen von Baumpflanzungen freizuhalten sind. Auch
innerhalb des Leitungsschutzstreifens ist das Anpflanzen von tiefwurzelnden Gehölz
und sonstige leitungsgefährdende Maßnahmen nicht gestattet.

' Bauunternehmen haben vor Baubeginn über die genaue Lage der Versorgungslei-
tungen unter bauauskunft@westnetz.de zu informieren.

7.3 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Rhein-Nahe-Hunsrück

' Die Westnetz GmbH, Regionalzentrum Rhein-Nahe-Hunsrück weist vorsorglich auf
den Verlauf eines Fernmeldekabel innerhalb des Geltungsbereichs hin. Dem Hinweis
nach verläuft die Leitungstrasse auf Parzelle 4188 - in direkter Randlage zu dem vor-
gesehenen Baufenster und in etwa parallel zur Wärmeversorgungsleitung der OIE
AG. Dem Versorgungsträger ist in diesem Zusammenhang ein Zutrittsrecht zu dieser
Leitung zu gewähren.

' Sollte zukünftig in diesem Bereich eine Bebauung erfolgen, ist in enger Abstimmung
mit dem Versorgungsträger im Vorfeld zu prüfen, ob Anderungs- oder Sicherungs-
maßnahmen erforderlich werden. Ein Kostentragung richtet sich in diesem Fall nach
den bestehenden Verträgen bzw. den gesetzlichen Bestimmungen Bestehende un-
terirdische Leitungsanlagen dürfen nur nach Zustimmung des zuständigen Versor-
gers überbaut werden

Hinweise zum Themenbereich Abfall
. Der Abfallwirtschaftsbetrieb Nationalparklandkreis Birkenfeld weist darauf hin, dass

die sicherheitstechnischen Anforderungen der Berufsgenossenschaft für Fahrzeug-
haltung an Straßen und Fahnruege, für die Sammlung von Abfällen, grundsätzlich
erfüllt sein müssen. Fahrzeuge dürfen gemäß, DGUV Regel 114-601, DGUV Vor-
schrift 43 und 44, DGUV Vorschrift 70 und 71, DGUV lnformation 214-033 und der
Straßenverkehrs-Ordnung grundsätzlich nur auf Fahnrvegen oder in Bereichen be-
trieben werden, die ein sicheres Fahren ermöglichen.

Hinweise zum Themenbereich Verkehr

' Der Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach weist mit Stellungnahme vom
26.01.2023 darauf hin, dass bei allen Sonnenständen eine Blendbeeinträchtigung

I
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durch Lichtreflektionen des fließenden Verkehrs auf den umliegenden klassifizierten
Straßen durch Solarmodule auszuschließen ist.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass, sofern es nach der lnstallation der Module
zu Blendwirkungen durch Lichtreflektionen kommen sollte, seitens des Eigentümers
der Anlage entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen sind, um gefährdende
Einwirkungen auf die Verkehrsteilnehmer zu unterbinden. Diesbezügliche Kosten ge-
hen zu Lasten des Eigentümers der Anlage.

10 Hinweise des Forstamtes Birkenfeld

' Das Forstamt empfiehlt bzgl. der Sondergebietsflächen, die an bestehende Waldflä-
chen angrenzen, auf eine Einhaltung eines Waldabstands bzw. den Abschluss einer
Haftungsverzichtserklärung zugunsten der angrenzenden Waldbesitzenden.

' lm vorliegenden Fall befinden sich die angrenzenden Waldflächen im Besitz des Ei-
gentümers der betroffenen Sondergebietsfläche. lnsbesondere bei einer getrennten
Veräußerung der Waldflächen und der Sondergebietsflächen an Dritte, sollte eine
Verkehrssicherung der Waldrandgestaltung mittels öffentlich-rechtlicher Baulast o-
der privatrechtlicher Grunddienstbarkeit erfolgen. ln diesem Zusammenhang sollte
dann auch eine Haftungsverzichtserklärung zugunsten der Waldbesitzenden mit den
jeweiligen Grundstückseigentümern abgeschlossen werden.

11 Hinweise zu militärischen Einrichtungen
. Das Bundesamt für lnfrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr hat mit Stellungnahme vom 27.01.2023 mitgeteilt, dass sich im weiteren Umfeld
der Bebauungsplanung nachfolgend aufgeführ1e Anlagen der Bundeswehr befinden:
- Außenfeuerstellung 206 Heimbach des Truppenübungsplatzes (TrÜbPl) Baum-

holder (räumliche Entfernung: ca. 6,9 km),
- Außenfeuerstellung 207 Reichenbach des TrÜbPl Baumholder (räumliche Ent-

fernung: ca. 8,4 km),

- Standortübungsplatz (StOÜbPl) ldar-Oberstein (räumliche Entfernung: ca.
13,4 km);

- lrÜOpl Baumholder (räumliche Entfernung: ca. 8,5 km),
- Außenfeuerstellung 205 Reichweiler des TrÜbPl Baumholder (räumliche Ent-

fernung: ca.11,3 km),

- Ramstein US-Air Base (NATO) in Ramstein-Miesenbach (räumliche Entfer-
nung: ca. 34,7 km),

- Radarstation Erbeskopf (HADR) (räumliche Entfernung: ca. 13,5 km).

Vorsorglich weist das Bundesamt in diesem Zusammenhang auf mögliche Schalle-
missionen (Fluglärm, Schießlärm, Fahrzeuglärm), Schwingungen und Erschütterun-
gen hin, die durch den militärischen Betrieb entstehen können.

12 Hinweise zum Gesundheitsschutz

' ln Verkehrsräumen und auf Plätzen sollte auf ausreichende Beschattung durch Be-
pflanzung geachtet werden. Ein Entgegenwirken der direkten Sonneneinstrahlung
auf feste bebaute Oberflächen und dem damit einhergehenden starken Aufheizen
dieser trägt zum Gesundheitsschutz bei.

' Eine nachhaltige, ortstypische Bepflanzung trägt zum allgemeinen Wohlbefinden
des Menschen bei und wirkt sich somit positiv auf die Gesundheit aus.
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13 DIN-Vorschriften / technische Regelwerke und Vorschriften

' Soweit in den textlichen Festsetzungen auf DIN-Normen, sonstige technische Re-
gelwerke und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) Bezug genommen
wird, können diese bei der Verbandsgemeindeveruvaltung Birkenfeld, Fachbereich
2 (Bauliche lnfrastruktur) (Auf dem Römer 17, 55765 Birkenfeld) eingesehen wer-
den.

' DIN-Vorschriften sind darüber hinaus zu beziehen über den Beuth-Verlag (Beuth-
Verlag GmbH, Burggrafenstraße 66, 10787 Berlin, www.beuth.de).
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E PrIaruzIIsTEN / SAATGUTMIScHUNGEN

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Listen
sind nicht abschließend. Für Gartenflächen können durchaus auch Ziergehölze ver-
wendet werden. Hierbei sollte darauf geachtet werden, dass möglichst robuste und ein-
fach blühende Arten und Sorten gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte,
Frucht und Dornen/Stacheln besonderen Lebensraum für Vögel und lnsekten bieten.
Qualifizierte Baumschulen bieten hierzu Beratung an.

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die Ver-
wendung von einheimischen Gehölzen. Ergänzend wird in diesem Zusammenhang auf
$ 40 BNatSchG venruiesen, wonach für den Bereich von Hoppstädten-Weiersbach - ins-
besondere für den Außenbereich - nur gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommens-
gebiet Nr. 43 (Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben) zu verwenden sind. Das
Ausbringen gebietsfremder Pflanzen in der freien Natur bedarf gemäß BNatSchG einer
Genehmigung der zuständigen Behörde.

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gem. den Gütebestimmungen des BdB
(Bund deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit
der angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. ln der Regel ist bei Ge-
hölzpflanzungen ein Raster von 1,5 x 1,5 m einzuhalten bzw. l strauch auf 2m2 zu
rechnen.

Soweit der vorliegende Bebauungsplan nichts anderes regelt oder im Sinne des g 1

LNRG nichts anderes vereinbart wurde, ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach
dem Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (SS 44 - 47) zu achten. U.a. folgende Grenz-
abstände sind dem LNRG zu entnehmen:

Bäume (ausgenommen Obstbäume)
. Sehr stark wachsende Bäume 4,00 m
. Stark wachsende Bäume 2,00 m
. Alle übrigen Bäume 1,50 m

Sträucher
(ausgenommen Beerenobststräucher)
. Stark wachsende Sträucher 1,00 m
. Alle übrigen Sträucher 0,50 m

Hecken

. Hecken bis zu 1,00 m Höhe

. Hecken bis zu 1,50 m Höhe

. Hecken bis zu 2,00 m Höhe

. Hecken über 2,00 m Höhe

Obstbäume
. Walnusssämlinge

' Kernobst, stark wachsend
. Kernobst, schwach wachsend

Beerenobststräucher

Brombeersträucher

Alle übrigen Beerenobststräu-
cher

I

4,00 m*

2,00 m

1,50 m

1,00 m

0,50 m

0,25 m

0,50 m

0,75 m

einen um das Maß der Mehrhöhe größeren
Abstand als 0,75 m

Die Abstände verdoppeln sich an Grenzen zu landwirtschaftlich, emrerbsgärtnerisch, kleingärtnerisch oder
für den Weinbau genutzten Flächen.
*Ausgenommen sind sehr stark wachsende Baumarten in den Fällen des $ 44 Nr. 1 a (Ausnahme: Pappel-
Arten - Populus) und Nr. 2 a Wallnuss-Sämlinge, bei denen der 1,S-fache Abstand einzuhalten ist.

Gemäß ,,Leitfaden zur Venryendung gebietseigener Gehölze" des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, 01 12012

3
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Ortsgem ei nde H oppstädten-Weiers bach
Satzungsfassung

Bebauungsplan,,UCB Südwest"
Textliche Festsetzungen

1 Gehölze zur Begrünung der Parkanlage und der Erschließungsstraßen

Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen
Acer campestre Feldahorn
Acer campestre Elsrijk schmalkroniger Feldahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer platanoides Columnare schmalkroniger Spitzahorn
Corylus colurna Baumhasel
Sorbus aria Mehlbeere
Tilia cordata Winterlinde
Tilia cordata Greenspire schmalkronige Linde

Bäume zur Stellplatzbegrünung

Pflanzqualität für die Bäume: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen Min-
destgröße von Pflanzbeeten: 6 qm (mit einer Mindestbreite von 1,50 m)
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Corylus colurna Baumhasel
Sorbus aria Mehlbeere
Tilia cordata Winterlinde

Pflanzen zur Fassadenbegrünung

Pflanzqualität: Strauch, verpflanzt, Höhe 125 bis 150 cm, im Container
Aristolochia macrophylla Pfeifenwinde
Clematis in Sorten Waldrebe
Hedera helix Efeu
Lonicera henrii Jelängerjelieber
Parthenocissus spec. Wilder Wein
Rosa spec. Kletterrosen

Arten zur Dachbegrünung

Eine extensive Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermi-
schung für Dachflächen erfolgen, der Sedum-Sprossen zugegeben werden können.
Hierbei sollte auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung (Regel-
aussaatmenge: 5 g / m') gemäß den Regelsaatgutmischungen der Forschungsgesell-
schaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) erfolgen. Diese garantieren
eine ausgewogene Mischung mit standortgerechten Gräser- und Kräuterarten mit gutem
Anwuchsergebnis. Der Ansaat können Sedum-Sprossen beigemischt werden.

Alternativ können auch ,,Sedumteppiche" aus mindestens vier verschiedenen, flach-
wüchsigen Sedum-Arten angelegt werden: entweder durch Sprossenansaat oder als
Flach- bzw. Kleinballenpflanzung erfolgen, z.B.:
Sedum album in Sorten - Weißer Mauerpfeffer
Sedum cauticola September Fetthenne
Sedum floriferum,,Weihenst. Gold" Weihenstephaner Fetthenne
Sedum hybridum,,lmmergrünchen" Mongolen Fetthenne
Sedum reflexum Tripmadam
Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer
Sedum spectabile,,Herbstfreude" Große Pracht-Fetthenne
Sedum spurium in Sorten Kaukasus Fetthenne
Sempervivum-Hybriden Dachwurz-Hybriden

2

3

4

)

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung I Kaiserslautern Seite 23 von 24



Ortsgemeinde Hoppstädten-Weiersbach
Satzungsfassung

Bebauungsplan,,UCB Südwest"
Textliche Festsetzungen

)
AusreRrtcutrtc

Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen und bauord-
nungsrechtlichen Festsetzungen und Begründung stimmt mit allen seinen Bestandteilen mit
dem Willen des Ortsgemeinderates überein.

Das für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten.

Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. Er tritt am Tag seiner Bekanntmachung in Kraft.

Ausgefertigt:

Hoppstädten-Weiersbach, den tQd ,l

Peter
Ortsbürgermeister
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